
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. Wahlperiode 

 

Drucksache  17/15640 

 16.11.2021 
 

Datum des Originals: 16.11.2021/Ausgegeben: 17.11.2021 

 

 
Antrag 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Für ein inklusives Land – NRW braucht einen neuen Aktionsplan „NRW inklusiv“ zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention! 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Bekanntermaßen hat die Landesregierung im Juni des vergangenen Jahres den Teilhabebe-
richt NRW veröffentlicht (Vorlage 17/3538). Der Teilhabebericht belegt, dass im Land NRW 
noch viel zu tun ist, damit NRW ein inklusives Land und die UN-Behindertenrechtskonvention 
umgesetzt werden. Dabei ist das zentrale Ziel, die Rechte der Menschen mit Behinderung 
umfassend zu stärken und ihre Teilhabechancen an allen Facetten des gesellschaftlichen Le-
bens zu erhöhen. Der Teilhabebericht führt dabei die bestehenden Defizite in unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Bereichen bei der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in 
NRW ganz deutlich auf. Defizite existieren unter anderem bei der Teilhabe am Arbeitsleben, 
der inklusiven Bildung, der barrierefreien Mobilität, bezahlbarem und barrierefreiem Wohnen, 
barrierefreiem und gleichberechtigten Zugang zur gesundheitlichen Versorgung und bei der 
Stärkung der gesellschaftlichen und politischen Partizipation von Menschen mit Behinderung. 
Die SPD-Landtagsfraktion hat diese Problematik in einem Entschließungsantrag („Teilhabe-
bericht NRW belegt: Die Landesregierung tut zu wenig, um ein inklusives NRW zu schaffen!“, 
Drucksache 17/10736) gebündelt und die Diskussion um die Schaffung einer inklusiven Ge-
sellschaft in NRW vorangetrieben. Die SPD-Landtagsfraktion fordert in diesem Antrag den von 
der rot-grünen Vorgängerregierung geschaffenen Aktionsplan „Eine Gesellschaft für alle – 
NRW inklusiv“ neu aufzulegen und anhand der Bedürfnisse der Menschen weiterzuentwickeln. 
Damit würde auch einer Empfehlung des Deutschen Instituts für Menschenrechte Rechnung 
getragen und das Potential eines neuen Aktionsplanes genutzt, um die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention auf Landesebene weiter voranzubringen. Der nordrhein-westfä-
lische Sozialminister Karl-Josef Laumann hat in diesem Zusammenhang bereits am 24. Juli 
2020 (siehe: https://www.mags.nrw/pressemitteilung/minister-laumann-wir-wollen-die-inklu-
sion-nordrhein-westfalen-weiter-voranbringen) angekündigt, „die Landesregierung werde den 
Aktionsplan ́ NRW inklusiv´ auf Basis des Teilhabeberichts fortschreiben. Dazu sollen die Res-
sorts in den kommenden Monaten den Bericht auswerten. Das Sozialministerium wird die Bei-
träge der Ressorts bündeln und ihre Aktivitäten vernetzen. In den Prozess sollen der Inklusi-
onsbeirat und die Landesbehindertenbeauftragte eingebunden werden. Der Aktionsplan soll 
im kommenden Jahr stehen.“ Auch der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Hendrik Wüst 
hat in seiner Regierungserklärung am 03. November 2021 in der Plenarsitzung des nordrhein-
westfälischen Landtags erklärt, „die soziale Qualität einer Gesellschaft zeigt sich auch im Um-
gang mit Menschen mit Behinderung. Wir wollen ihre Inklusion weiter fördern. Wir werden die 
inklusionspolitischen Maßnahmen der Landesregierung in einem neuen Aktionsplan „NRW in-
klusiv“ bündeln.“ 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 
Der nordrhein-westfälische Sozialminister hat angekündigt, dass in diesem Jahr ein neuer Ak-
tionsplan „NRW inklusiv“ der Landesregierung vorgelegt wird. Mehr als ein Jahr seit dieser 
Ankündigung und rund 7 Wochen vor Jahresende 2021 ist jedoch nichts geschehen. Ein Akti-
onsplan liegt immer noch nicht vor. Die knapp 3,7 Millionen Menschen mit Beeinträchtigungen 
in NRW haben das Recht endlich zu erfahren, welche Ziele und Schritte die Landesregierung 
plant, um eine inklusive Gesellschaft in NRW zu schaffen. 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  
 
unverzüglich einen neuen, mit Verbänden und Betroffenen abgestimmten Aktionsplan „NRW 
inklusiv“ vorzulegen, der mit konkreten Maßnahmen, Projekten und Zielen zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention hinterlegt ist und deren Umsetzung durch eine auskömmli-
che Finanzierung sichergestellt wird.   
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